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Einleitungs- 
verfahren

Rechts- 
öffnung 
(RÖ)

Fortsetzungsstadium

Vollstreckung

A.o. Instrumente 
Schuldnerschutz

Betreibung

03.07.2007 - v4

Allg. Ziel: rechtskräftigen Vollstreckungstitle erlangen
Läuft bei allen Betreibungsarten gleich ab

Betreibungsbegehren (BB)

Nicht von Amtes wegen
Form: Schriftlich (oder mündlich)

Inhalt Betrag
Forderungsgrund (als Info an den Schuldner)

Kostenvorschuss; tiefe Einstiegskosten
Wirkung: Unterbrechung der Verjährung
Keine materielle Prüfung des BB

Zahlungsbefehl (ZB)

Durch BA erstellt

Aufforderung Zahlen innert 20 Tage; sonst Vollstreckung
RV erheben (Rechtsbelehrung)

Übergabe

Offen Wirkung ab (beweisbarer) Kenntnisnahme
Auch an berechtigten Hausgenossen

Schonzeiten beachten (56ff)

Wirkung
Registereintrag
Beginn der Betreibung
Entspricht der Mahung im OR 102

Rechtsvorschlag (RV)

Keine Angabe eines Grundes

Legitimation Zustellungsempfänger
Betriebener oder ges. Vertreter

Inhalt

Klare Oppositionserklärung
Begründung nicht nötig
Ausser: bei Betreibung auf Konkursverlustschein: 
Einrede keines neuen Vermögens

Führt zur Einstellung der Betreibung (78)

Prüfung durch BA

Frist, Form Innert 10 Tagen
Mündlich oder (einfach) schriftlich

In dubio pro debitore
Bestimmtheit der Erklärung
NICHT materiell

Rechtsöffnung

Fortsetzung der Betreibung

Fortsetzungsbegehren
> 20 T nach ZB (69)
1 Jahr nach ZB
Neuer Fremdwährungskurs per Stichtag

Ziel
Gerichtliche Beseitigung des RV

Vorstufe zur Betreibung
Frist zur Einleitung der Betreibung steht still (88)

Anerkennungsklage

Kläger: Gläubiger
Wenn kein Ticket vorhanden

LeistungsklageNICHT Feststellung
Nachholen des Forderungsprozesses

Forderung
Verurteilung der Partei X zur Zahlung

Es sei definitive RÖ zu erteilen
Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen

Ordentlicher Zivilprozess

RÖ ieS

Allgemein

Summarverfahren

Kurze Fristen
Nur liquide Beweismittel

Aktenprozess
Kontradiktorisch (beide Seiten angehört)

Beschränkte KognitionEvidenz
Blosse Glaubhaftigkeit

Kein Erkenntnisverfahren
Entscheid über Weiterführung der Betreibung

Materieller Prozess

Definitive RÖ

Ticket

Gerichtsentscheide
Urteilssurrogate (Vergleich, Klagerückzug etc.)

VerwaltungsverfügungenSUVA
Billag etc. !!!!

Einredemöglichkeiten 
gegen

Verfahren
Ticket als solches

Forderung (Noven)
Tilgung

Verjährung
NICHT causa

Wirkung
Betreibung kann forgesetzt werden

Ende des Einleitungsverfahrens
Definitive RÖ

Provisorische 
RÖ

Ticket
Schuldanerkennung

Betreibungsrechtliche Ausfallbescheinigungen
Verträge

EinredenWie bei definitiver RÖ
Beweismass: sofort glaubhaft machen

Wirkung

Provisorische RÖ
Betreibung kann fortgesetzt werden unter der 
Voraussetzung, dass innert 20 T. keine 
Aberkennungsklage ergriffen wird sonst wird sie definitiv

Sicherungsmassnahmen können bei 
Gutheissung getroffen werdenProvisorische Pfändung

Güterverzeichnis

Bei Abweisung: Anerkennungsklage noch möglich

Aberken-
nungsklage

Kläger: Schuldner
Negative Feststellungsklage

Begehren: Es ist festzustellen...Fo nicht besteht o.ä.
Unter Kostenfolge

First 20 T. ab prov. RÖ
Beweislast bei Gläubiger (Beweislastumkehr)

Gutheissung
Forderung materiell verneint

Betreibung fällt dahin
Löschen des Registereintrags

AbweisungDefinitive RÖ
Fortsetzung der Betreibung

Verwaltungsverfahren

Fortsetzungsbegehren (FB)

Weichenstellung

Pfändungsankündigung Pfändung
Spezialexekution

Konkursandrohung
Konkursbegehren
Konkurseröffnung
Generalexekution

Verwertung und Verteilung

Wollstreckung ausländ. Gerichtsentscheide LugÜ
IPRG (Wo kein Staatsvertrag)

Weitere Verteidigungsmöglichkeiten
Beschwerde an Aufsichtsbehörde (17)
Gesuch um Wiederherstellung von Fristen (33.4)
Nachträglicher RV (77) bei Gläubigerwechsel

Aufhebung, 
Einstellung der 
Betreibung

Wenn RV verpasst aber noch keine RÖ
Beweis der Tilgung oder Stundung

Gesuch

Summarverfahren
Keine materielle Rechtskraft, rein 
betreibungsrelevant
Keine Löschung im Register wenn 
Betreibung anfangs zu Recht erfolgt ist
Liquide Beweise

Negative 
Feststellungs-Klage

Zivilprozess, einlässliches Verfahren
Beweisnotstand
Notbremse
Nur solang die ordentlichen Tools nicht 
verfügbar sind (Subsidiär!)

Rückforderung einer RÖ bezahlten Nichtschuld (86) Ordentlicher Prozess
Beweis der Nichtschuld

Negative Feststellungsklage zur Aufhebung des Eintrags

Rechtsmissbrauch der B -> Nichtigkeit BA kann nachträglich prüfen
Auch Aufsichtsbehörde

67

69

72

74

88

79-87

80

84

80

82

83.2

85; 85a

85

85a
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Pfändung

� Verwertung

Wirkung

Pfändungsurkunde

Widerpruchsverfahren

Mehrheit von Betreibungen

Gegenstand

� Betreibung auf Pfändung

Spezialexekution
11.07.2007 - v5

Begriff
Amtliche Beschlagnahme durch BA

Nur einzelne Vermögensobjekte

Nur soviel bis Forderung gedeckt ist

Voraussetzung: Rechtsgültiger ZB

RV beseitigt

20 T abgelaufen

ZB noch gültig

1 Jahr nach ZB

Ablauf
Besuch / Vorladung BA

Sicherungsmassnahmen

Pfändungsurkunde

Allgemein

Verwertungsarten
Öffentl. Versteigerung

Freihandverkauf

Forderungsüberweisung

Verteilung

Verfügungsverbot f. Schuldner 
nach StGB 169

Verlust des Verfügungsrechts

Keine Enteignung

Sicherung für den Gläubiger
Verwahrung

Info an Schuldner

Vormerkung

Möglichkeit des direkten (polizeilichen) Zwangs

Erscheinungslast (Obliegenheit) der Parteien

Keine dinglichen Rechte des Gläubigers

Bleibt noch im Besitzt des S

Gutglaubensschutz für Erwerb von gepfändeter Sache 
(anders als bei Konkurs)

Verzeichnis der Objekte mit Schätzwerden

Wenn zu 
wenig da 
ist

Prov. Pfändungsverlustschein 

Ticket für
Nachpfändung (Begehren an BA)

Arrest (an Gericht)

Anfechtugnsklage

Beschänkte Gültigkeitsdauer

Wenn nichts da ist
Ende der Betreibung

Pfändungsurkunde = definitiver 
Verlustschein

Schutz Rechte Dritter an gepfändeten Objekten

Herausholen aus Pfändungssubstrat

Vorverfahren

Anmeldung des Drittansprechers bis vor 
Verwertung beim BA

Prüfung Gewahrsam (Vermutung der 
Sachherrschaft) durch BA

Vormerkung in Pfändungsurkunde

Falls nicht bestritten -> Streichen von Pfandliste

Mitgewahrsam = Alleingewahrsam des Dritten

Wider- 
spruchsklage

Entscheid was in Pfandmasse gehört

Kläger: je nach dem, wer Gewahrsam 
erhalten hat

Betreibungsrechtlich mit Reflexwirkung 
aufs materielle Recht (wer verliert, dem ist 
Eigentum weg)

Bechleunigtes Verfahren

Bildung von Gruppen nach Eingang des FB

Ordentliche Anschlusspfändung
Selbe Pfandgruppe

Wenn <30 T nach 1. Gläubiger

Priviliegierte Anschlusspfändung

First come first serve

Eigentum des Schuldners zum Verkehrswert

Keine Kompetenzstücke (92)

Jur. Personen haben NIE Kompetenzstücke

Respektierung des Existenzminimums

Pf die gegen Pfändbarkeit verstossen sind anfechtbar (nicht nichtig)

Sachpfändung ist die Ausnahme

Reihenfolge nach (95) beachten!

Bewegliches mit Verkehrswert

Unbewegliches

Arrestiertes

Von Drittem Beanspruchtes

Forderung gegen Ehegatten

Nur bis zur Befriedigung der Beteibung

89-115

116-150

96

98-105
BA: 106-108

Gericht: 109

110

111

151-158
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Fortsetzungs-
begehren

Pfändung

Ver- 
teilung

Wider- 
spruchs- 
verfahren

Anschluss-
pfändung

Pfändungs- oder 
Konkursan-
drohungsbegehren

Verwer- 
tungs- 
begeh- 
ren

� Verwertung

Betreibung 
auf Pfändung

03.07.2007 - v24

Aufforderung des Gläubigers an BA zur Fortsetzung des 
Schuldbetreibungsverrahrens
Einleitung des Zwangsvollstreckungsverfahrens
Bedingungsfeindlich

Voraussetzung

Schuldbetreibungsverfahren = hängig
ZB 
rechtskräfig

Kein RV
Definitiv beseitigt (Rechtsöffnung)
Prov. Rechtsöffnung

> 20 Tage / < 1 Jahr seit ZB

Verspätetes Fortsetzungsbegehren = nichtig
Kann innerhalb der Frist zurückgezogen und erneut gestellt werden
Wirkung: Anhebung des eigentlichen Vollstreckungsverfahrens

Amtliche Beschlagnahme von Vermögenswerten

Eigentliches Vollstreckungsverfahren
Pfändung
Pfandverwertung
Konkurs

Requisitionspfändung Ort der gelegen Sache = Betreibungsort
Das eine BA pfändet auf Anweisung des anderen

Verfahren

Pfändungsankündigung (SchKG 90) Anfechtbare Verfügung
Aufhebunswirkung ex tunc

Sicherung der Vermögenswerte

Schuldnder muss
Anwesend / vertreten sein
Auskunft über Vermögen erteilen
Zugang verschaffen

Falls Schuldner Werte verheimlicht, kann Gläubiger 
Konkurseröffnung verlangen (bei allen Personen) (SchKG 190.1.1.3)

Dritte und Behörden Auskunfts- und mitteilungspflichtig
Bankgeheimnis geht nicht vor

Gegenstände

Eingentum des Schuldners
Verwertbar
Reinerlös rechtfertigt Pfändung
Keine 
Kompetenzstücke

Notbedarf, Existenzminimum
Können durch billigeren Gegenstand mit 
gleichem Gebrauchswert ersetzt werden

Lohnpfändung für max. 1 Jahr (SchKG 93)
Hängende und stehende Früchte sind nicht pfändbar
Blosse Anwartschaften sind nicht pfändbar

Reihenfolge Verwertbarkeit
Entbehrlichkeit

Öffentlich-rechtliche Beschlagnahme geht der betreibungsrechtlichen Pfändung 
vor (SchKG 44)
Gepfändente Objekte können mehrmals gepfändet werden (bei allfäll. Mehrerlös)
Umfang: Zur Befriedigung der betreibenden Gläubiger + Kosten + Zinsen

Sicherungs- 
massnahmen

Gegenstände bleiben beim Schuldner
Dieser darf bei Strafe nicht mehr darüber verfügen (StGB 169)

Massnahmen

Verwahrung beweglicher Sachen
Anzeige an Schuldner des Betriebenen 
zwecks Leistung ans BA
Einzug fälliger Forderungen
Vormerkung der Pfändung im Grundbuch

Mitteilung an 
Beteiligte Dritte
Sachversicherer
Personenversicherer

Wirkung

Verfügungsbeschränkung; seine Verfügen bleiben grundsätzlich ungültig
Schuldner bleibt noch Eigentümer
Gläubiger erhält Anspruch, die Werte durch BA verwerten zu lassen

Gläubiger kann Verwahrung von gepfändeten Werten verlangen
Auf Vermögenswerte des Schuldners hinweisen

Pfändungs-
urkunde

Gepfändete Vermögenswerte mit Schätzwert

Pfändungs-
verlustschein

Definitver: Falls keine Werte aufgeführt

Provi- 
sorischer

Falls Forderungen höher als gesamter 
Schätzwert liegt
Gilt bis Verfahren vollständig 
abgeschlossen ist

Rechte für 
Gläubiger

Arrestlegung
Eigenständige 
Nachpfändung neu 
entdeckter Werte 
innert 1 Jahr

Durchführung von Amtes wegen ohne Begehren eines Gläubigers
Auch während Betreibungsferien möglich

Wenn alle gepfändeten Vermögenswerte verwertet sind
Verteilung des Reinerlöses (Brutto minus Verwaltungskosten)

Von den Gläubigern bisher vorgeschossenen Betreibungskosten werden aus dem 
Verwaltungserlös zurückerstattet

Beträge mit provisorischer Pfändung werden hinterlegt
Grundstückgewinnsteuern müssen noch vom Bruttoerlös abgezogen werden

Nachpfändung

Falls nötig und möglich von Amtes wegen
Auf Antrag Gläubiger oder von Amtes wegen

Wenn sich bei der Verwertung herausstellt, dass 
der Erlös zu klein ist

Keine Bindung an Rahmenfirsten

Kollokations-
verfahren

Reinerlös reicht nicht aus

KollokationsplanRangfolge innerhalb einer Pfändungsgruppe
Nur für eine Pfändungsgruppe erstellt

Verteilungsliste
Verzeichnis der betriebenen Forderungen

Vorver- 
fahren

Rangfolge nach konkursrechtlicher Rangordnung
Prinzip Generalexekution

Aufteilung nach Forderungsart

Klassen

Arbeitsverhältnisse, 
familienrechtlich

Vermögen unter elterlicher 
Gewalt stehender Kinder

Alle anderen

Grundpfandgesicherte Forderungen werden nicht 
kolloziert (anders als bei Konkurs) (VZG 79.2)

Faustpfand gesicherte schon
Gläubiger einer Klasse sind gleichberechtigt

Kolloka- 
tionsklage

Betreibungsrechtliche Klage mit 
Reflexwirkung auf das materielle Recht

Spezielle Feststellungsklage
Gläubiger rügt Falschallokation einer Forderung

Keine Entscheidung über frühere 
Fragen (Widerspruch, Lasten)

Betreibungsrechtliche 
Beschwerde (SchKG 17)Gegen Vorgehen des Betreibungsamtes

Verfahrensfragen

Definitiver 
Pfändungs-
verlustschein

Urkunde, die den ungedeckte Forderung inkl. Zinsen und 
Betreibungskosten ausweist

Basierend auf Kollokationsplan und Verteilungsliste erstellt

Ansprüche

Arrestlegung bei neuem Vermögen
Neues Vollstreckungsverfahren ohne 
Einleitungsverfahren < 6 Monate

Keine Zinsen auf diesen Betrag
Provisorische Rechtsöffnung > 6 Monate

Verjährung 20 Jahre

Wird ins Betreibungsregister eingetragen
Dividende: Gedeckter Anteil in %

Immer wieder Pfändung auf Existenzmimimum möglich
VS kann an Inkassofirma abgetreten werden

Vorgang zur Klärung, ob die Pfändung eines Vermögenswertes aufrechterhalten 
werden kann
Unstrittene Berechtigung 
Dritter an

Eigentum
Beschränkte dingliche Rechte
Obligatorische Ansprüche von Vermieter, Verleiher etc.

Rechte von Käufer, Mieter, Beschenkter gehen nicht vor

Ver- 
fahren

Vorver-
fahren

BA
Abklärung der Berechtigungen
Vormerkung des Anspruchs

Vermutung des 
besseren Rechts

Entscheidend: Tatasächliche 
Verfügungsgewalt
Grössere Wahrscheinlichket der 
materiellen Berechtigung

Verteilung der Parteirollen 
aufgrund tats. Gewahrsam

Beklagter = Gewahrsamsinhaber

Frist von 10 Tagen zur Bestreitung des Drittanspruchs
Schuldbetreibung bleibt bis zur Erledigung der Klage eingestellt

Wider-
spruchs-
klage

Gericht
Falls mind. 1 Partei den Drittanspruch bestreitet

Widerspruchsklage des Dritten
Spezielle Feststellungsklage
Beschleunigtes Verfahren
Beweislast gem. ZGB 8

Betreibungsrechtliche Klage mit Reflexwirkung auf das 
materielle Recht
Vermögenswert wird aus Pfändung entlassen oder nicht. 
Dann geht es weiter

Für jede Drittansprache ein sep. Verfahren

Nach Verwertung gehen Rechte Dritter unter, Klage auf ungerechtfertigte Bereicherung
Bei vermutung besseren 
Rechtes des Dritten

Direkte Widerspruchsklage GEGEN den Dritten
Durch Schuldner oder Gläubiger
Negative Feststellungsklage

Betreibungsrechtliches Verfahren mit Reflexwirkung auf das materielle Recht; 
Reflexwirkung: Bei Verlust verliert der Dritte sein Eigentumsrecht
Entscheidung ob gepfändet wird oder nicht

Teilnahme weiterer Gläubiger an einer Pfändungsgruppe
Hauptpfändung: Für den ersten Gläubiger vollzogene Pfändung

Innerhalb einer Pfändungsgruppe: Kollokationsplan  (SchKG 146-148)
Zwischen den Pfändungsgruppe: Zeitliche Priorität

Ordentliche 
A.

Fortsetzungs- oder Pfändungsbegehren < 30 Tage 
nach Hauptpfändung

Falls arrestierte Werte eines anderen gefändet 
werden (SchKG 281.1)

Privilegierte 
A.

Ohne vorgängige Betreibung, kein Einleitungsverfahren
Anschlussbegehren < 40 Tage

Gläubiger in beso. familiärer Beziehung zum Schludner

Anschlussklage

Teilnahme mit Recht einer 
provisorischen Pfändung

Betreibungsrechtliche Klage mit 
Reflexwirkung auf das materielle Recht

Ergänzungspfändung

Infolge Anschlusspfändung zur Deckung der 
damit erhöhten Forderungen
Keine selbständige Pfändung -> keine neue 
Anschlussfrist

Ohne vorgängiges Einleitungsverfahren
Aufforderung an BA durch Gläubiger zur 
Einleitung der Zwangsvollstreckungsmassnahmen 
(Pfändung vollziehen bzw. Konkurs androhen)

Voraussetzung

Definitiver Pfändungsverlustschein 
< 6 Monate (SchKG 149)

Pfandausfallschein < 1 Monat 
(SchKG 158.2)

Wirkung: Anhebung des eigentlichen Vollstreckungsverfahrens

Aufforderung des Betreibers oder Schuldners zur Verwertung der 
gepfändeten Vermögenswerte

Bedingungsfeindlich

VersilberungsprinzipAlles wird in CHF umgesetzt
Nicht nötig bei Werten in CHF

Von Amtes wegen nurNotverkauf bei Wertverminderung
Nachpfändung

Voraussetzung

Abschlusspfändung erfolgt

Rahmenfrist

Ab letzter Ergänzungspfändung
Bewegl. Sachen u. Forderungen: 
> 1 Monat / < 1Jahr

Grundstücke: > 6 Mt / < 2 Jahre

Verspätetes V. -> Erlöschen der Betreibung

WirkungAuslösung der Verwertung für alle 
Gläubiger einer Pfändungsgruppe

Verwertungsaufschub
Ratenzahlung glaubhaft

1. Rate bezahlt
Aufschub max. 1 Jahr

SchKG 88

SchKG 89-115

SchKG 92.1 /.4

SchKG 95

SchKG 112 SchKG 115

SchKG 
144-150

SchKG 145

SchKG 
146-148

SchKG 149

SchKG 
106 - 109

SchKG 108

SchKG 110

SchKG 111

SchKG 111.5

SchKG 116-121

123

SchKG 122-143a
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Umsetzung der gepfändeten Vermögenswerte in CHF

Ziel: Möglichst grossen Erlös erzielen

Sachen und 
Forderungen

Grund-
stücke

Anfechtung
Voraussetzung

Verwertungs-
aufschub

Verzicht

Verwertung anderer Rechte

Zwangsvollstreckungsakt

Verwertung

03.07.2007 - v4

Öffentliche 
Zwangs-
versteigerung

Öffentliche Bekanntmachung
Individuelle Mitteilung an Beteiligte

Deckungs-
prinzip

Nur bei Pfandverwertung
Mindestens die pfandgesicherten Forderungen 
müssen abgedeckt werden können
Sonst kein Zuschlag
Zuerst werden Pfandgläubiger befriedigt

Erwerb grundsätzlich gegen Barzahlung
Ausnahmsweise Zahlungsfrist 20 Tage

Freihandverkauf Ausserordentliche Verwertungsart
Muss von BA genehmigt werden

Forderungs-
überweisung

Illiquide Forderungen des Schuldners 
Haben kleinen Wert
Ausnahmsweise kann dieser Anspruch dem Gläubiger überlassen
Allle Gläubiger müssen damit einverstanden sein
Abtretung der Forderung zum 
Nennwert an Zahlung statt Ausnahme

Gleich einer Zession

Übernahme der 
Forderung Zahlungs 
halber

Normalerweise
Inkasso der Forderung für das 
BA
Keine Haftung gegenüber dem 
betriebenen Schuldner

Öffent-
liche 
Zwangs-
verstei-
gerung

Öffentliche 
Bekanntmachung

Aufruf zur Anmeldung von auf dem 
Grundstück lastenden Ansprüchen

Nachher kann nur noch berücksichtigt 
werden, was im Grundbuch eingetragen ist

Individuelle Mitteilung an Beteiligte

Lasten-
verzeichnis

Lastenberei-
nigungs-
verfahren

Widerspruchsverfahren besonderer Art
Vorverfahren

Lastenbereini-
gungsprozessFalls ein Beteiligter bestreitet

Vermutung besseren Rechts

Neue Schätzung
Für jedes gepfändete Grundstück einzeln

Steigerungsbedingungen

Verstei-
gerung

Wie bei Sachen u. Forderungen
Deckungsprinzip

Doppel-
aufruf

Auf Verlangen eines vorgehenden Grundpfandgläubigers 
< 10 Tage nach Zustellung Lastenverzeichnis

Durch Lasten (z.B. Mietvertrag) wird Wert vermindert
Falls kein Zuschlag nach Deckungsprinzip

Falls Objekt ohne seine Zustimmung belastet wurde
Aufruf mit / ohne dieser seinem Pfandrecht 
nachgehenden Lasten

ZugehörNormalerweise zusammen mit Grundstück
Doppelaufruf mit/ohne Zugehör kann verlangt werden

Kaufvertrag mit Zuschlag abgeschlossen
Zahlunsbedingungen nach Steigerungsbedingungen (< 6 Mt)

FreihandverkaufAusserordentliche Verwertungsart
Alle Beteiligten müssen einverstanden sein

Betreibungsrechtliche Beschwerde (SchKG 17)
Keine Gewährleistung für Verwertungsobjekt Verwertungsbegehren

Erfolgt nicht von Amtes wegen

Schuldner kann beantragen
Glaubhaftmachung, dass er Verpflichtungen mit Ratenzahlungen nachkommen kann
Keine Einwilligung d. Gläubiger nötig

Auf Antrag des betreibenden Gläubigers
Definitiver Verlustschein
Wenn Deckungsprinzip von vornherein unmöglich ist

Offene Regelung

Bsp
Nutzniessungsrechte

Anteile an Gemeinschaftsvermögen
Immaterialgüterrechte

Öffentlich-rechtlicher Verwaltungsakt
Durch BA
Kann an Private mit spez. Fachwissen (Auktionartor) delegiert werden

SchKG 
122-131

SchKG 
125-129

SchKG 130

SchKG 131

SchKG 
133-143b

SchKG 
134-143a

SchKG 143b

SchKG 132a

SchKG 123

SchKG 127

SchKG 132
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Voraussetzungen

"Flucht" in den Konkurs

Formelles 
Konkursrecht 

� Materielles Konkursrecht

Private Schuldenbereinigung

Betreibung 
auf

Konkurs

11.07.2007 - v10

Konkurs- 
betreibung

Einleitungsverfahren

BB

ZB

RV

RÖ

FB

Konkursandrohung

Güterverzeichnis
Auf Begehren des Gläubigers

Nur falls diese vorläufige 
Sicherungsmassnahme geboten erscheint

Konkursbegehren

Am Konkursgericht

Gericht kann Vorschuss verlangen

Fristen
> 20 T später

< 15 Monate nach Zahlungsbefehl

Konkurseröffnung

Konkursverhandlung

Abweisung

Aussetzung

Konkurseröffnung

Voller Beweis des Konkursgrundes

Sucht nach konkurshindernden Tatsachen

Summarisches 
Verfahren

Zeitpunkt exakt festgehalten (175)

Sofortwirkung des K.

Weitermeldung des Konkurses (176)

Rechtsmittel

Rekurs (174)

Keine automatische Aufschiebende Wirkung

Novenrecht

Materieller 
Konkursgrund

Ohne Einleitungsverfahren

Fälle

Gefährdung der Gläubiger

Einstellung der Zahlungen

Überschuldungsanzeige

Erbschaftskonkurs, eingeleitet durch Behörde

Konkursbegehren
Jeder Gläubiger

Der Schuldner selber (191, 192)

Wechselbetreibung

Privatsanierung

Betreibungsstopp

Zinsstopp

Konkursverlustschein
Neue Betreibung bei neuem Vermögen

Neues Vermögen: Bilanzmässig (Aktiven - Passiven)

Kostet 2-5kCHF

Immer wieder Betreibungen für Altlasten

Verjährung 20 Jahre

Betreibung mit 
Konkursverlustschein

Bei Betreibung: RV mit Einrede keines neuen Vermögens (SchKG 75.2)

Bewilligungsverfahren (265a)

Schuldner trägt Beweislast (glaubhaft machen)

Kostenrisiko für Gläubiger

Hauptphasen

Konkurseröffnung

Erfassen der Aktiven

Inventaraufnahme

Eingabefrist, Schuldenruf (232)

Forderungseingaben (247)

Erwahrung der Konkursforderungen 

Kollokationsplan 

Bestrimmung des 
Verfahrens

Ordentliches

Summarisches

Einfache Verhältnisse

Kosten für ordentliches V. können 
nicht gedeckt werden

Keine Gläubigerversammlungen

Verteilung gleich nach Eingabefrist

Kollokationslpan, keine Verteilungsliste

Alles vom KA abgewickelt

Einstellung des Verfahrens

Bereinigung der Aktiven

Aussonderung

Admassierung

Ausscheidung Kompetenzgut

Anfechtung

Schenkungsanfechtung

Überschuldungsanfechtung

Absichts- oder Deliktsanfechtung

Verwertung und Verteilung

Formeller Abschluss
Konkursverlustschein (265.1)

Schlussdekret des Konkursrichters (268)

Ordentlicher Konkurs
Starke Mitsprache der Gläubiger

Ablauf2 Gläubigerversammlungen

Summarkonkurs

Einstellung mangels Aktiven

Nur für nicht Konkurs unterliegende Personen

Bei Nachlassrichter

Stundung von 3 Monaten

Verhandlungen mit den Gläubigern durch Sachwalter

Kosten!

Privatkonkurs eigentlich nur wenn dies nicht geht

160

162-165

166

175

171-173b

190-193

191

(Ablauf)

221-

231

231

(Wirkungen)

133-136
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Konkursmasse

Sofortwirkungen 
für Gläubiger

Sofortwirkungen 
für Schuldner

Erwahrung und Kollokation

Materielles 

Konkursrecht 

06.07.2007 - v4

Aktivmasse

Partei-, prozess- und betreibungsfähig

Alles Pfändbare des Schuldners

Alles

Was noch dazu kommt (exkl. Lohn)

Schon gepfändet oder arrestiert (SchKG)

Egal wo es ist

Auch das Verpfändete (ZGB); Pfandrecht bleibt erhalten

Kompetenzgut (nur bei nat. Pers.)

Alles worauf der Konkursbeschlag liegt

Aussonderung

Forderung von Drittem

Beurteilung durch KA

Aussonderungsklage
Nur bei Vollrechten (Eigentum)

Verwirkung 20 Tage

Geld kann nicht ausgesondert werden (ausser die Nummern sind bekannt)

Admassierung

Beschaffung von Werten die in Obhut Dritter sind

Admassierungsklage

Klage der Masse

Prüfung durch das KA

Reflexwirkung auf materielles Recht

"Spielar der Vinidkationskalge"

Im Grenzfall können Gläubiger entscheiden ob sie die Klage verlangen

Passivmasse
Alle Schulden werden fällig

Dazu Schuldenruf

Zuerst passiert für ihn nichts

K. wird nur eröffnet wenn Mittel da sind, sonst direkt -> Verlustschein

Alle Schulden werden fällig

Zinsstopp -> Passivmasse soll nicht weiter anwachsen

Realforderungen des Konkursiten werden in Geld umgerechnet

Betreibungsverbot
Pfändungen (z.B. von Lohn) fallen dahin

Keine neuen Betreibungen

Ausnahmen
Masseverbindlichkeiten können neu entstehen

Weiterhin Haftung für Miete bei Privaten

Verträge 

Bleiben bestehen

Erlöschen
Schenkungen des K. 

Vollmachten 

Aufträge

Verhinderung dass Leistungen erbracht werden, für die der Schuldner keine 
Gegenleistung mehr bringen kann -> Sicherheitsleistung verlangen

Besondere Rechte 

Rückbehalt

Rücktritt

Je nach Erfüllungsgrad

Rangordnung

Masseverbindlichkeiten = Verfahrenskosten (262)

Konkurs- 
forderungen

Pfandforderungen (219.1-3)

Ungesicherte 
Forderungen

1. Klasse

Arbeitnehmer

Alimente

BVG

2. Klasse
AHV etc.

KK

3. Klasse

Gleichbehandlung der Gläubiger innerhalb jeder Klasse

Verlust des Verfügungsrechts (204)

Aufhebung aller Betreibungen (206)

Einstellung relevanter Zivilprozesse (207)

Pflichten

Mitwirkungspflicht

Duldung von Sicherungsmassnahmen

Auskunfts- und Herausgabepflicht

Auflösung der Jur. Person -> In Liquidation

Entmachtung der Organe

Fälligkeit sämtlicher Schuldverpflichtungen (208); 

Verbotene 
Eigenmacht

Sofortiger Vorrang des Konkursbeschlags

Nichtwissen, guter Glaube nützt nicht

Umfassender Schutz der Konkursgläubiger (anders als bei Pfändung)

Konkursbeschlag stärker als Pfändungsbeschlag (96)

Sofortige Publkation

SHAB

Grundbuch

HR

Es dürfen keine neuen Forderungen mehr gestellt werden

Realforderungen Dritter werden in Geld umgewandelt (211.1)

Schuldenruf

Erwahrung der Forderungen durch KA

Materielle Prüfung jeder Forderung

Entscheid über Anerkennung

Kollokationsverfügung

Kollokationsplan wird aufgelegt

Anfechtung des Kollokationsplans

Beschwerde 

Kollokationsklage
Gegen die Konkursmasse

Gegen anderen Gläubiger

Betreibungsklage mit Reflex

Rechtskraft nach Ablauf der Frist

197

242.1

242.3

206

219.4

197-214

204

232
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Gläubiger kann bis zu Pfändung bzw. Konkurseröffnun g bestimmte Vermögenswerte 
mit einer provisorischen Verfügungsbeschränkung bel egen lassen

Reine Sicherungsmassnahme

Amtliche Beschlagnahme von bestimmten Vermögenswert en

Voraussetzung

Arrestschaden

Wirkung

Verfahren

Prosequierung

Arrest

11.07.2007 - v6

Arrestkaution zu leisten

Forderung nicht pfandrechtlich gesichert

Arrest-
grund

Fehlender fester Wohnsitz

Unredliches Verhalten d. Schuldners

Taschenarrest: Für Forderungen, die sofort 
zu erfüllen sind

Auslandarrest
Schuldner im Ausland wohnhaft, es besteht 
aber ein Bezug der Forderung zu CH

Nur Vermögneswerte

Kann sich auch auf das Vermögen eines fremden Staates beziehen

Definitiver od. provisorischer Verlustschein

In den beiden ersten muss Forderung NICHT fällig sein

Arrestierbarkeit 
des Wertes

Gehört dem Schuldner

Bankkonten müssen genau spezifiziert werden

Pfändbarkeit

Gläubiger muss genau sagen wo es ist

Sucharrest Nicht zulässig

Leistung einer allfälligen Sicherheit durch Gläubiger

Gläubiger muss angeben was wo arrestiert werden kann

Gläubiger haftet für Arrestschaden, deshalb Arrestkaution leisten

Schadenersatzklage für ungerechtfertigten Arrest

Kausalhaftung des Gläubigers

Verfügungsbeschränkung

Kein Vorzugsrecht des Gläubigers, insbesondere nicht, 
aus diesen Werten befriedigt zu werden

Schuldner darf davon nichts wissen

Arrestbegehren an Arrestrichter

Keine Anhörung des Schuldners

Arrestbefehl
Einseitige Verfügung

Rechtsmittel des Gläubigers gegen Ablehnung nach ZPO

Arrestvollzug

Wie bei Pfändung

Werte gem. Arrestbefehl

Arresturkunde ausgestellt

Information aller Betroffenen

Einsprache

Innert 10 Tagen

Alle Betroffenen

Kant. Rechtsmittel

Bewirkt nicht den Dahinfall des Arresbeschlags

Innert 10 Tagen

Arrestgläubiger muss auf dem Rechtsweg die durch den 
Arrest gesicherte Forderung geltend machen

Aufrechterhaltung des Arrests

Mittel
Einleitung der Schuldbetreibung

Arrestprosequierungsklage

Falls nicht gemacht, fällt Arrest dahin

272

271

SchKG 273

274

SchKG 279f
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